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Bebauungsplan
„Nordhalde II“
in Schopfloch

1. Vorbemerkung

§ 10a BauGB Gemäß § 10a BauGB wird dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung

beigefügt die darstellt, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlich-

keits-  und  Bürgerbeteiligung  im  Bebauungsplan  berücksichtigt  wurden  und  aus

welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommen-

den anderweitigen Planungsmöglichkeiten,  gewählt wurde. Sie dient einer allge-

meinen Kurzinformation nach Abschluss des Verfahrens. 

2. Anlass und Ziele der Planung

Anlass und 
Ziele

Die HOMAG Group ist der weltweit führende Anbieter von integrierten Lösungen für

die Produktion in der holzbearbeitenden Industrie und dem Handwerk. Mit weltweit

14 spezialisierten Produktionswerken sowie rund 20 konzerneigenen Vertriebs- und

Servicegesellschaften und ca. 60 exklusiven Vertriebspartnern ist das Unternehmen

ein einzigartiger Systemanbieter und beschäftigt rund 7.000 Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter. Die HOMAG Group bietet ihren Kunden mit der digitalen Durchgängig-

keit der Daten vom Point of Sale bis hin zum gesamten Produktionsprozess und ei-

ner umfassenden Software-Suite Lösungen für eine digitalisierte Produktion. Seit

Oktober 2014 gehört die HOMAG Group mehrheitlich zum Dürr-Konzern.

Am Standort Schopfloch sind ca. 1.500 Mitarbeiter tätig. Neben den Zentralfunktio-

nen der Homag-Group, sind die Bereichen Entwicklung Vertrieb, Service und Mar-

keting am Standort vertreten. Ferner befindet sich im Schopfloch das größte HO-

MAG-Produktionswerk mit ca. 52.000 m² Fläche.

Aktuell  betreibt  HOMAG im  weiteren  Umfeld  des  Standortes  Schopfloch  weitere

Montage- und Logistikstandorte, die für den Standort wichtige Funktionen zuarbei-

ten. Damit verbunden ist ein erhebliches Verkehrsaufkommen, sowie erhebliche or-

ganisatorische und wirtschaftliche Nachteile. 

Die bestehenden Bürogebäude bedürfen teilweise einer grundlegenden Sanierung,

in Teilbereichen wird bereits seit längerem mit Containerlösungen gearbeitet. Die

Integration zeitgemäßer Arbeitsplätze und Organisationsformen in die bestehenden

Gebäude lässt sich nicht zufriedenstellend gestalten.

Das bestehende Betriebsrestaurant lässt sich ebenfalls nicht zufriedenstellend zur

erforderlichen Funktion eines zentralen Bausteines der Kommunikation und Bin-

dung qualifizierter Mitarbeiter ertüchtigen.
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Vorführungs- und Ausstellungsflächen sind aktuell in abgegrenzten Bereichen der

Produktion angeordnet. Zum einen ist die erforderliche, optimale Präsentation so

nicht möglich, zum anderen sind dauerhaft wertvolle Entwicklungsflächen der Pro-

duktion belegt.

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Herausforderungen und der grundlegen-

den strategischen Entscheidung der HOMAG Group die genannten Zentralfunktio-

nen am Standort Schopfloch zu behalten und zu stärken, wurde beschlossen das

bestehende Werk in Schopfloch weiterzuentwickeln. Als Investitionsvolumen ist von

einer Summe i.H.v. mind. 80 Millionen Euro auszugehen.

Das Konzept für die geplante Standortentwicklung sieht zunächst vor, das beste-

hende Werk mit dem Neubau „Osthalle“ für Montage und Versand, sowie mit einem

Neu- und Anbau für Logistik an der westlichen Seite zu ergänzen.

Mit  dem zwischenzeitlich abgeschlossenen Bebauungsplan-Verfahren „HOMAG I“

(Satzungsbeschluss vom 23.09.2021) und dem ebenfalls abgeschlossenen Bebau-

ungsplan-Verfahren „Mettstetter Weg – 1. Erweiterung und 2. Änderung“ (Satzungs-

beschluss vom 17.12.2020) sind für diesen ersten Entwicklungsabschnitt die bau-

planungsrechtlichen  Voraussetzungen  und  Rahmenbedingungen  geschaffen  wor-

den. Der Neubau der „Osthalle“ steht kurz vor der Fertigstellung, die Bauantrags-

unterlagen für den Anbau und Neubau der Logistik an der westlichen Seite wurden

eingereicht.

Auch das bereits im Jahr 2019 eingeleitete Bebauungsplan-Verfahren „Mettstetter

Weg – 2. Erweiterung“ wurde in diesem Zusammenhang mit reduziertem Geltungs-

bereich weiter vorangetrieben, so dass auch hier  am 09.12.2021 der Satzungsbe-

schluss gefasst werden konnte. Auf dieser Basis wurden auch hier die Bauantrags-

unterlagen eingereicht, so dass für die entfallenden Mitarbeiterparkplätze im west-

lichen Teil (durch Neu- und Anbau Logistik) zeitnah ein Ersatz geschaffen werden

kann.Im Rahmen der Standortentwicklung sollen zusätzlich im Bereich der Nord-

halde wesentliche Aufgaben des Werkes neu angeordnet werden. Hierbei ist vorge-

sehen neue,  zeitgemäße Büro-Arbeitsplätze,  ein  neues,  zeitgemäßes Betriebsre-

staurant, sowie ein Kundencenter mit Showroom und Schulungsräumen so anzu-

ordnen, dass eine optimale Verbindung mit dem bestehenden Werk entsteht. Dies

macht eine Änderung in der Verkehrsführung des „Tumlinger Wegs“ und eine An-

passung des bisher geltenden Bebauungsplanes „Nordhalde – 2. Änderung“ erfor-

derlich.
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Für diesen Entwicklungsabschnitt hat die Fa. HOMAG einen Architektenwettbewerb

vorgeschaltet, um mit konkreten Baukörpern und Architektur umgehend in die wei-

tere  Entwurfsplanung zu  starten.  Das  Wettbewerbsverfahren ist  zwischenzeitlich

abgeschlossen. Aus dem Erkenntnissen des Wettbewerbs und der städtebaulichen

Konzeption des Siegerentwurfs wird nun die konkrete bauliche Entwicklung abgelei-

tet, die wiederum Grundlage für das vorliegende Bebauungsplan-Verfahren ist.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Nordhalde II“ soll durch die Definition von

planungsrechtlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften eine geordnete

städtebauliche Entwicklung des Plangebiets sichergestellt werden.

Das Bebauungsplanverfahren wird als  Regelverfahren nach § 2 BauGB durchge-

führt.

Zusammenfassende Erklärung 
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3. Berücksichtigung der Umweltbelange

Prüfung der 
Umweltbelange

Durch die Planung betroffene Umweltbelange wurden gemäß § 2 Abs. 4 BauGB im

Rahmen einer Umweltprüfung begutachtet und sind in die Abwägung eingeflossen.

Hierfür wurde ein Umweltbericht einschließlich einer Eingriffs-Ausgleichsbilanzie-

rung und ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt.

Ergebnis der 
Umweltprüfung

Im Umweltbericht werden die Umweltauswirkungen ermittelt, dargestellt und der

erforderliche naturschutzrechtliche Ausgleich bilanziert. Für die geplante Erweite-

rungsfläche , außerhalb der neu überplanten rechtskräftigen Bebauungspläne er-

gibt sich für die Schutzgüter Biotope und Boden gemäß der durchgeführten Ein-

griffs-  /  Ausgleichsbilanzierung  im  Rahmen  des  vorliegenden  Bebauungsplanes

kein Ausgleichsdefizit. 

Es wird unter Berücksichtigung der geplanten Maßnahmen ein Überschuss in Höhe

von +6.850 Ökopunkten erzielt.

Ergebnis der Arten-
schutz-
untersuchungen

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zum Ergebnis, dass bei Realisierung ver-

schiedener Maßnahmen ein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG abge-

wendet werden kann:

• Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen aus-

schließlich außerhalb der Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäu-

sen, also nicht im Zeitraum vom 01. März bis 31. Oktober, sowie erst nach drei

aufeinanderfolgenden Frostnächten zulässig.

• Außerdem werden weitergehende Regelungen für Beleuchtungsanlagen aufge-

nommen, die dem Schutz von Insekten dienen.

Desweiteren sind folgende CEF-Maßnahmen umzusetzen:

• Im Rahmen des Vorhabens wird auf einer Fläche von 2009 m2 Streuobst über-

plant. Ein Ausgleich von 1:1 wird erforderlich. Im BBP erfolgt hierfür der Aus-

gleich über ein Pflanzgebot zur Neuanlage von Streuobstbeständen auf extensiv

genutzten öffentlichen Grünflächen in einem Umfang von 6.218 m².

• Zur Aufrechterhaltung des Angebots an potenziellen Quartierstrukturen und zur

Sicherung der ökologischen Funktionalität ist als vorgezogene Ausgleichsmaß-

nahme (CEF-Maßnahme) zum Ausgleich für die verloren gehenden Höhlen- und

Spaltenstrukturen, die sich als Sommerquartier und Einzelhangplätze eignen, ein

Zusammenfassende Erklärung 
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Ausgleich zu schaffen.  Die Ersatzquartiere  sollten in  unmittelbarer Nähe zum

Plangebiet verhangen werden. Es wird ein Ausgleich in Form von 2 Rundkästen

(z.B. Fledermaushöhle „2FN“ von Schwegler oder Fledermaushöhlen von Hassel-

feldt) sowie zwei Fledermausflachkästen notwendig (z.B.Fledermausganzjahres-

quartier  „1WQ“ von Schwegler  oder  Fledermaus Fassaden Ganzjahresquartier

„FFGJ“ bzw. Fledermausspaltenkasten für Kleinfledermäuse von Hasselfeldt). Al-

ternativ ist auch die Verwendung von fachgerecht selbstgebauten Spaltenquartie-

ren oder Fledermaushöhlen aus Holz möglich.Passende Standorte ergeben sich

z.B. im südwestlichen Streuobstbestand. Die genaue Verortung der Maßnahmen-

standorte ist im Vorfeld mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

• Für den Verlust des Brutplatzes des höhlenbrütenden Stars sind vor Rodung und

Baubeginn im Verhältnis von 1:3 drei Nisthöhlen (z. B.: Starenhöhle „3S“ mit ei-

nem  Fluglochdurchmesser  von  45  mm  der  Firma  Schwegler)  auszugleichen.

Passende Standorte ergeben sich z.B. im südwestlichen Streuobstbestand.

Der genaue Standort ist mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

• Für den Verlust von weiteren Baum-/Asthöhlen wird ein Ausgleich von 1:1 ange-

setzt. Es sind daher für den weiteren Wegfall von 2 Asthöhlen und 7 Baumhöhlen,

5 Nistkästen mit einem Fluglochdurchmesser von 26 mm (z.B.: Nisthöhle „1B“

der Firma Schwegler) und weitere 4 Nistkästen mit einem Fluglochdurchmesser

von 32 mm (z.B.: Nisthöhle „1B“ der Firma Schwegler) im Plangebiet oder in der

direkten Umgebung zu verhängen. Passende Standorte ergeben sich z.B. im süd-

westlichen Streuobstbestand. Der genaue Standort ist  mit der Unteren Natur-

schutzbehörde abzustimmen.

• • Durch das Vorhaben geht ein Brutrevier der Feldlerche verloren. Dafür ist auf

einer Fläche von ca. 0,25 ha flächig oder streifenförmig eine Acker- bzw. Bunt-

brache anzulegen. Die Ausgleichsflächen sollten dabei im Bereich der vom Ein-

griff betroffenen lokalen Population liegen. Bei der Auswahl der Flächen sind die

artspezifischen ökologischen Ansprüche (u.a. Abstand zu störenden, vertikalen

Kulissen – zu Einzelbäumen > 50 m, zu Baumreihen und Feldgehölzen > 120 m

und zu geschlossenen Gehölzbeständen und Siedlungsrändern > 160 m) zu be-

rücksichtigen. Zudem sollte der Ackerstreifen eine Breite von ca. 15 m aufweisen.

Zusammenfassende Erklärung 
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4. Berücksichtigung der frühzeitigen Behörden und Öffentlichkeitsbeteiligung

Die im Rahmen der frühzeitigen Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangenen Anregungen wur-

den bei der Aufstellung des Bebauungsplanes in den Abwägungsprozess aufgenommen. Im Zuge der Beteili-

gungsschritte gab es Anregungen zu folgenden Themenblöcken:

Stromversorgung Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist daraufhin, dass Beginn und Ablauf der

Erschließungsmaßnahmen mindestens 3 Monate vor Baubeginn schriftlich anzuzei-

gen sind. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen und wird unabhängig vom Planverfah-

ren behandelt.

Wasserversorgung Der  Zweckverband  Wasserversorgung  Haugenstein  weist  daraufhin,  dass  seine

durch die Nordhalde verlaufende Transportleitung bereits im März 2021 abgestellt

wurde. Aus Sicht des Verbandes wird dennoch eine Beteiligung am Verfahren ge-

wünscht.

Dies wird zur Kenntnis genommen

Stromversorgung Die Netze BW Dornstetten regt an die sich im Plangebiet befindlichen Anlagen der

Netze BW lagerichtig aufzunehmen und ein Leitungsrecht auszuweisen.

Gasversorgung Die  Netze BW Herrenberg weist daraufhin, dass im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes eine Erdgasversorgungsleitung VGM 185 Peh vorhanden ist. Bezüglich

der Umlegung besteht bereits Kontakt zum Planungsbüro.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Geotechnische Hin-
weise 

Das  Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung 9 empfiehlt  die Übernahme geo-

technischer Hinweise. 

Der Anregung wird gefolgt.

Es  wird  ein  entsprechender  Hinweis  in  die  planungsrechtlichen  Festsetzungen

übernommen.

Grundwasser Das Regierungspräsidium Freiburg -  Abteilung 9 weist daraufhin, dass im Fall von

anstehenden oder umlagerten Gesteinen des Mittleren Muschelkalks im Bereich

des Bereich des  Planungsvorhabens mit  zementangreifendem Grundwasser auf-

grund von sulfathaltiger Gesteine zu rechnen ist. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Rechtskräftige Be-
bauungspläne

Das Landratsamt Freudenstadt – Höhere Verwaltungsbehörde weißt daraufhin, dass

der Bebauungsplan „Nordhalde – 1. Änderung“ in den Unterlagen ergänzt werden

Zusammenfassende Erklärung 
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soll, da die textlichen Festsetzungen derzeit immer noch rechtskräftig sind und in

Verbindung mit der 2. Änderung zum Tragen kommen.

Der Anregung wird gefolgt.- Die Begründung wird dementsprechend ergänzt.

Anzahl Zufahrten Das Landratsamt Freudenstadt – Höhere Verwaltungsbehörde regt an, die Unterla-

gen zum Bebauungsplan um eine Regelung zur Maximalanzahl an Zufahrtsmöglich-

keiten zu ergänzen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die zulässige Anzahl der Zufahrten in Ziffer 2.11.2 wird ergänzt. (16 Stück).

Entwässerung Das Landratsamt Freudenstadt -  Höhere Verwaltungsbehörde weist daraufhin, dass

evtl. notwendige Rückhaltebecken zeichnerisch festgesetzt werden sollten.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Zwischenzeitlich liegt die erforderliche wasserrechtliche Genehmigungsplanung im

Entwurf der zuständigen Fachbehörde vor.

Gemäß diesen Planungen sind keine zusätzlichen Rückhaltebecken im Geltungsbe-

reich des Bebauungsplanes mehr erforderlich, nachdem bereits im Geltungsbereich

des BBP HOMAG I aktuell eine Rückhalteeinrichtung eingebaut wurde.

Anpassung Begriff-
lichkeiten

Das Landratsamt Freudenstadt – Höhere Verwaltungsbehörde weist daraufhin, dass

in der  Begründung die  Erdgeschossfußbodenhöhe  erwähnt  ist.  In  den textlichen

Festsetzungen wird die Erdgeschossrohfußbodenhöhe definiert.

Es wird empfohlen, die Begrifflichkeiten anzugleichen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Begründung wird durchgehend auf die Begrifflichkeit Erdgeschossrohfußboden-

höhe angeglichen.

Reglungen zu Auffül-
lungen

Das Landratsamt Freudenstadt – Höhere Verwaltungsbehörde regt an, Festsetzun-

gen zum unteren Bezugspunkt oder zu maximal zulässigen Gebäudeauffüllungen zu

definieren.

Der Anregung wird gefolgt. 

Zur Vermeidung übermäßiger Geländeauffüllungen wird eine zusätzliche Regelung

zu Geländemodellierungen in die örtlichen Bauvorschriften aufgenommen.

Aufgrund der teilweise starken Geländeneigung und der Höhenlage der neu geplan-

ten  Verbindungsstraße  zwischen  der  Hörschweilerstraße  im  Westen  und  dem

Tum linger Weg im Osten (parallel zur Bundesstraße ) werden jedoch Ausnahmere-

gelungen zugelassen.

Zusammenfassende Erklärung 
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Beitragsrechtliche 
Fragen

Das Landratsamt Freudenstadt – Kommunal- und Rechnungsprüfamt weist darauf-

hin, dass ein etwaiger Erschließungsvertrag noch geschlossen werden muss.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Die Gemeindeverwaltung steht weiterhin in engem Kontakt mit der erforderlichen

Fachbehörde bzgl. der erforderlichen vertraglichen Regelungen.

Öffentlich-rechtlicher 
Vertrag

Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde weist daraufhin, dass

für  die  dauerhafte  Sicherung  der  planexternen  Ausgleichsmaßnahmen  vor

Sat zungsbeschluss ein öffentlich-rechtlicher Vertrag abzuschließen ist.

Sollten sich sich die planexternen Ausgleichsmaßnahmen auf Privatflächen befin-

den, wäre zu deren Sicherung zusätzlich die Eintragung einer beschränkten persön-

lichen  Dienstbarkeit  zugunsten  der  Gemeinde  Schopfloch  erforderlich  und  der

Nachweis hierüber der unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

UVPG-Vorprüfung Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde weist daraufhin, dass

der Begründung entsprechend zur Vervollständigung der Unterlagen die Dokumen-

tation  der  allgemeinen  Vorprüfung  des  Einzelfalls  entsprechend  der  UVPG-Vor-

prü fung einzureichen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die UVPG-Vorprüfung wird den Unterlagen zur Offenlage beigefügt.

Ausgleichsmaßnah-
men

Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde regt an, in die textli-

chen Festsetzungen zu übernehmen, dass Ausgleichsmaßnahme (CEF) für Vögel u.

Fledermäuse in Form von Kästen oder Quartieren durch eine fachlich geeignete

Person zu verorten und dokumentieren sind.

Der Anregung wird gefolgt. 

Ziffer 2.11.1 der planungsrechtlichen Festsetzungen wird um eine entsprechende

Formulierung ergänzt.

Stammumfang Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde weist daraufhin, dass

der angegebene Stammumfang der Pflanzgebote zu jenen der Bilanzierung diffe-

riert. Es wird angeregt die planerischen Festsetzungen anzupassen.

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Bei den im zeichnerischen Teil mit 14 gekennzeichneten Bäumen handelt es sich

um Laubbäume gemäß Pflanzenliste 1 – für diese ist ein Stammumfang von 16-18

cm festgesetzt.

Zusammenfassende Erklärung 
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Bei  den  hochstämmigen Obstbäumen auf  öffentlichen Ausgleichsflächen gilt  die

Pflanzenliste 2 mit einem Stammumfang von 8-10 cm.

Für Streuobstflächen wird nicht der StU der einzelnen Bäume gerechnet sondern

gemäß ÖKVO ein Flächenzuschlag berechnet.

Bilanzierung Das Landratsamt Freudenstadt -  Untere Naturschutzbehörde weist daraufhin, dass

innerhalb  der  Eingriffs  /  Ausgleichsbilanzierung   im  Bestandsmodul  sinnhafter-

wei se eine Abwertung von 20 % für Biotoptyp 42.20 und 42.22  vorgenommen wird.

In der Planungsbewertung ist dies ebenso bei Pflanzgebot 2 zu berücksichtigen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die  Bilanzierung  wird  angepasst.  Sämtliche  Pflanzgebotshecken  werden  mit  13

Punkten bilanziert.

Zahlendreher Aus-
gleichsmaßnahme

Das Landratsamt Freudenstadt -  Untere Naturschutzbehörde weist daraufhin, dass

mit der Ausgleichsmaßnahme „HOM001“ 84.542 ÖP und nicht 85.452 ÖP zur Ver-

fü gung stehen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Der Zahlendreher wird korrigiert.

Insektenfreundliche 
Gartengestaltung

Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde regt die Übernahme

von Festsetzungen zur insektenfreundlichen Gartengestaltung an.

Der Anregung wird gefolgt. 

Ziffer 2.11.1 der planungsrechtlichen Festsetzungen wird um eine entsprechende

Formulierung ergänzt.

Hinweispapiere Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde regt an die Hinweis-

papiere / Broschüren „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ und „Moderne

Unternehmen im Einklang mit der Natur“ zu berücksichtigen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Planungsrechtlichen Festsetzungen werden um einen Verweis auf die Hinweis-

papiere ergänzt.

Änderung Antragsun-
terlagen

Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde weist daraufhin, dass

Änderungen in den Antragsunterlagen farblich zu markieren sind.

Der Anregung wird gefolgt.

Schutzgut Boden Das  Landratsamt Freudenstadt – Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde  weist

daraufhin, dass durch die verschiedenen Änderungen für das Schutzgut Boden ein

Ausgleichsbedarf von 60.109 Ökopunkte entsteht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zusammenfassende Erklärung 
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Entsiegelungsfläche Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde  weist

daraufhin, dass durch die Entsiegelung des Tumlinger Wegs 2.880 Ökopunkte gene-

riert werden.

Es wird darum gebeten, den Bereich in einer separaten Karte darzustellen, und die

entsiegelte Fläche in Form eine Shapefiles zu übermitteln.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Entsiegelungsfläche wird im Umweltbericht dargestellt und die Flächenabgren-

zung als sph-file übermittelt.

Ausgleichsmaßnah-
me Oberbodenauftrag

Das  Landratsamt Freudenstadt – Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde weist

daraufhin, dass die Bodenfunktionen nur um 0,67 Bodenwerteinheiten verbessert

werden was 2,68 ÖP/m² entspricht. Somit kann maximal ein Kompensationswert von

15.986 ÖP erzielt werden.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Bilanzierung im Umweltbericht wird angepasst.

Bodenkundliche Bau-
begleitung 

Das Landratsamt Freudenstadt -  Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde regt an,

die Unterlagen um auflagen zur bodenkundlichen Baubegleitung zu ergänzen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Ziffer 2.11.2 der planungsrechtlichen Festsetzungen zum Thema Bodenschutz wird

um entsprechende Auflagen ergänzt.

Ökopunkte Das  Landratsamt Freudenstadt -  Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde weist

daraufhin, dass ein Minus von 77.518 Ökopunkte verbleibt welches durch planexter-

ne Ausgleichsmaßnahmen ausgeglichen werden soll. Dieses erhöht sich um 7.847

ÖP aufgrund der Verringerung bei der Oberbodenaufbringung.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Bilanzierung im Umweltbericht wird angepasst.

Entwässerungspla-
nung

Das  Landratsamt Freudenstadt – Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde weist

daraufhin, dass die Entwässerungsplanung nicht beurteilt werden kann, da in den

Planunterlagen die vorgesehene Beseitigung des Niederschlagswassers nicht dar-

gestellt ist.

Es wird dringend empfohlen, die Entwässerungsplanung parallel zum Bebauungs-

planverfahren anzugehen.

Der  Anregung wird gefolgt. 

Es werden aufgrund bereits errichteter Retentionsanlagen im Geltungsbereich des
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Bebauungsplanes „HOMAG I“ keine weiteren Flächen zur Errichtung eines Rückhal-

tebeckens erforderlich. Zwischenzeitlich liegen die mit der Fachbehörde vorabge-

stimmten  erforderlichen  Unterlagen  zur  vorgesehenen  Beseitigung  des  Nieder-

schlagswassers in Form der erforderlichen Wasserrechtlichen Genehmigungsver-

fahren vor.

Landwirtschaftliche 
Flächen 

Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Landwirtschaftsbehörde bittet um Frühzei-

tige Beteiligung bei der Konkretisierung der Maßnahmen und Flächenauswahl ge-

mäß § 15 Abs. 6 NatSchG.

Der Anregung wird gefolgt. 

Sofern landwirtschaftliche Flächen in  Anspruch genommen werden,  erfolgt  eine

rechtzeitige Abstimmung mit der Fachbehörde.

Beteiligung Referat 
45 RP Karlsruhe

Das Landratsamt Freudenstadt – Straßenbaumt weist darauf hin, dass das Referat

45 des RP Karlsruhe wegen der Nähe zu B28 an dem Verfahren zu beteiligen ist.

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Beteiligung des Ref.45 vom RP Karlsruhe erfolgt im weiteren Verfahren.

Widmung Öffentlicher
Verkehr

Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Verkehrsbehörde weist daraufhin, dass es

sich beim Tumlinger Weg um eine Gemeindeverbindungsstraße handelt. Bei einer

Änderung der Verkehrsführung von diesen Straßen ist diese Qualifizierung erneut

zu prüfen. Es wird daher um Kontaktaufnahme gebeten.

Die Anregung wird unabhängig vom Planverfahren behandelt. 

Gemeindeverwaltung und Fachbehörden stehen bezüglich der weiteren Vorgehens-

weise in Kontakt.

Schalltechnische Un-
tersuchungen

Das  Landratsamt Freudenstadt – Gewerbeaufsicht weist darauf hin, dass im Rah-

men des Bebauungsplanverfahrens geprüft werden sollte inwieweit die festgesetz-

ten Emissionskontigente für den Tages- und Nachtzeitraum noch Bestand haben.

Es wird angeregt, zu prüfen, ob die in diesem Bereich neu hinzukommende Gewer-

begebietsflächen GE 7 und GE 8 in die Emissionskontigentierung einbezogen wer-

den sollen.

Der Anregung wird gefolgt. 

Bei der Anpassung der gewerblichen Teilflächen GE 2 und GE 4 handelt es sich um

eine Verkleinerung und Verschiebung, weg von den relevanten Immissionsorten, so

dass sich unter Beibehaltung der bestehenden Kontingente weiterhin keine Konflik-

te ergeben.
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Für die neu hinzugekommene Teilflächen GE 7 bis GE 9 ist bei einer gewerblichen

Ansiedlung im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens der schalltechnische Nach-

weis zu erbringen, dass die gebietsspezifischen Immissionsrichtwerte der TA Lärm

an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 6 dB(A) unterschritten wer-

den.  Ist dies der Fall  kann auch unter Berücksichtigung der Vorbelastung davon

ausgegangen werden, dass die Immissionsrichtwerte an den maßgeblichen Immis-

sionsorten durch die Gesamtbelastung eingehalten werden.

Begründung und Planungsrechtliche Festsetzungen werden sinngemäß um obige

Ausführungen ergänzt.

Einhaltung Immissi-
onsrichtwerte

Das  Landratsamt Freudenstadt – Gewerbeaufsicht regt an, dass in die Planungs-

rechtlichen Festsetzungen grundsätzlich mit aufgenommen werden sollte, dass im

Rahmend er Baugenehmigungsverfahren die Einhaltung der Immissionsrichtwerte

nach TA Lärm an den relevanten Immissionsorten nachzuweisen ist.

Der Anregung wird gefolgt. 

Ziffer 2.8.1 der Planungsrechtlichen Festsetzungen wird ergänzt.

Emissionskontigente Das Landratsamt Freudenstadt – Gewerbeaufsicht weist darauf hin, dass in den pla-

nungsrechtlichen Festsetzungen für die Teilflächen 1 und 2 keine Emissionskonti-

gente festgesetzt wurden. Es wird angeregt, zu prüfen, ob der Punkt in den pla-

nungsrechtlichen Festsetzungen korrigiert werden kann.

Der Anregung wird gefolgt. 

Für die Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 sind keine Festsetzungen erforderlich, da die

in der Lärmprognose ermittelten Emissionskontingente von 65 dB(A)/m² tags und 50

dB(A)/m² nachts gemäß der DIN 45682 "Schallimmissionspläne" und auch der "vor-

läufigen Berechnungsmethode für den Umgebungslärm durch Industrie und Ge-

werbe", kurz VBUI, einem typischen Emissionsverhalten von Gewerbegebieten ent-

sprechen und somit keine Einschränkung erforderlich ist.

Die Begründung wird entsprechend ergänzt.

Löschwasserversor-
gung

Das  Landratsamt Freudenstadt  –  Kreisbrandmeister weist  darauf  hin,  dass  eine

ausreichende Löschwassermenge sichergestellt werden müsse.

Der Anregung wird gefolgt.

Es wird ein entsprechender Hinweis in die planungsrechtlichen Festsetzungen auf-

genommen.
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Bodenschutz Das Landratsamt Freudenstadt – Untere Abfallrechtsbehörde verweist auf die Rege-

lungen in § 3 Abs. 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreisWiG). Dies sei

zwingend zu berücksichtigen.

Die Anregung wird unabhängig vom Planverfahren behandelt. 

Die Hinweise in den planungsrechtlichen Festsetzungen enthalten in Ziffer 3.10 ei-

nen Verweis auf geeignete Maßnahmen zum Bodenschutz.

Geländegestaltungen im Massenausgleich werden im Zuge der Erschließungspla-

nung angestrebt.

Bauvorgreifende 
Überprüfung

Das  Landesamt  für  Denkmalpflege regt  eine  bauvorgreifende  Überprüfung  des

Baugebiets an, da das betroffene Areal im Westen an ein archäologisches Kultur-

denkmal grenzt.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Durchführung weitergehender bauvorgreifender Untersuchungen wird derzeit

als nicht erforderlich angesehen.

Denkmalschutz Das Landesamt für Denkmalpflege empfiehlt die Regelung der §§ 20 und 27 DSchG

in  die Hinweise der Planungsrechtlichen Festsetzungen zu übernehmen.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Ein entsprechender Hinweis befindet  sich bereits  unter  Ziffer 3.8  der Planungs-

rechtlichen Festsetzungen.

Zeitplan Die  Gemeinde Waldachtal  bittet um die Übermittlung eines Zeit- oder Ablaufplans

der Erschließungsmaßnahme.

Die Anregung wird unabhängig vom Bebauungsplanverfahren behandelt.

Der Zeitplan für die Erschließungsmaßnahme wird der Gemeinde Waldachtal vorge-

legt und auch mit dem Verbandsbauamt abgestimmt.
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5. Berücksichtigung der Behörden und Öffentlichkeitsbeteiligung

Die im Rahmen der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangenen Anregungen wurden bei der

Aufstellung des Bebauungsplanes in den Abwägungsprozess aufgenommen. Im Zuge der Beteiligungsschrit-

te gab es Anregungen zu folgenden Themenblöcken:

Wasserversorgung Der  Zweckverband Wasserversorgung Haugenstein  wünscht keine weitere Beteili-

gung am Verfahren.

Dies wird zur Kenntnis genommen.

Gasversorgung Das  Landratsamt Freudenstadt – Untere Naturschutzbehörde weist auf die Erfor-

derlichkeit  eines  öffentlich-rechtlichen  vertrag  zur  Sicherung  der  planexternen

Ausgleichsmaßnahmen hin.  Nach Abschluss des Verfahrens ist  das artenschutz-

rechtliche Gutachten zu übermitteln.

Der Anregung wird gefolgt.

Art und Umfang der planexternen Ausgleichsmaßnahmen wurden zwischenzeitlich

abgestimmt, die erforderlichen vertraglichen Regelungen sind vorbereitet.

Wasserrecht Das  Landratsamt Freudenstadt – Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde  weist

darauf hin, dass bezüglich der Anpassung der wasserrechtlichen Entscheidung des

Gebiets Nordhalde und Fa. HOMAG bereits Abstimmungen mit der Unteren Wasser-

und  Bodenschutzbehörde  stattgefunden  haben.  Eine  Antrag  zur  Änderung  oder

Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis liegt bisher nicht vor. Es wird emp-

fohlen, die Planung weiterzuverfolgen.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Landwirtschaftliche 
Flächen

Das  Landratsamt  Freudenstadt  –  Untere  Landwirtschaftsbehörde  bittet  um  die

Frühzeitige Beteiligung der Flächenauswahl gemäß § 15 Abs. 6 NatSchG, sollten ein

sich Änderungen am Plangebiet ergeben, sowie Ausgleichs- und Kompensations-

maßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen geplant werden.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Oberflächenwasser Das  Landratsamt Freudenstadt – Straßenbauamt weißt darauf hin, dass kein zu-

sätzliches  Oberflächenwasser  in  das  Entwässerungssystem der  B  28  eingeleitet

werden darf.

Der Anregung wird gefolgt.

Ein entsprechender Hinweis wird in die Planungsrechtlichen Festsetzungen aufge-

nommen.
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6. Verfahrensablauf

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs.1 BauGB 23.09.2021

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 25.03.2022

Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden sowie 
sonstiger Träger öffentlicher Belange (§§3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB)

10.03.2022

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 25.03.2022

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB), 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger öffentlicher Belange 
(§ 1 Abs. 7 BauGB)

Vom 04.04. bzw.
29.03.2022

bis 06.05.2022

Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden sowie sonstiger Träger öffentlicher Belange (§1 Abs. 7 BauGB)

11.08.2022

Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden sowie sonstiger 
Träger öffentlicher Belange (§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB)

11.08.2022

Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs. 2 BauGB), Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)

vom 05.09.2022
bis 06.10.2022

Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Be-
hörden sowie sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 1Abs. 7 BauGB)

18.10.2022

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) 18.10.2022

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
(§10 Abs. 3 BauGB)

__.__._____

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften in Kraft getreten und durch ortsübli-
che Bekanntmachung
(§10 Abs. 3 BauGB)

___.__.____
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